
einzelnen Tatbeiträge für das Gruppenverbrechen hat­
ten und welche Stellung die einzelnen Gruppenmitglie- 
der einnahmen.
Nach der Rechtsprechung des Obersten Gerichts ist dann 
von einer untergeordneten Tatbeteiligung i. S. des § 162 
Abs. 2 StGB auszugehen, wenn der Tatbeitrag eines 
Gruppentäters von nicht erheblicher Schwere ist und 
sich im Hinblick auf den körperlichen oder geistigen 
Aufwand bzw. auch in seinen Auswirkungen deutlich 
von den Tatbeiträgen der übrigen Gruppentäter unter­
scheidet.
Das Kreisgericht hat diese Prüfung in bezug auf die An­
geklagte nicht vorgenommen und durch die ungenü­
gend differenzierte Einschätzung ihrer Handlungen im 
Verhältnis zu den Tatbeiträgen der anderen Gruppen­
täter, insbesondere der Verurteilten T., nicht erkannt, 
daß die Beteiligung der Angeklagten an der Gruppe von 
untergeordneter Bedeutung war. Diese fehlerhafte 
rechtliche Beurteilung hat im Ergebnis dazu geführt, 
daß gegen die Angeklagte auf eine Strafe erkannt 
wurde, die der sozialistischen Gesetzlichkeit wider­
spricht und gröblich unrichtig ist.
Das Kreisgericht hat selbst zutreffend hervorgehoben, 
daß die Initiative für den Zusammenschluß zu einer 
Gruppe zwecks wiederholter Begehung von Straftaten 
gegen das sozialistische Eigentum von der Verurteilten 
T. ausging. Sie ist wesentlich älter als die beiden an­
deren Täter, und die Tatsache, daß sie deren Tante ist, 
verlieh ihr zusätzlich einen besonderen Einfluß, den sie 
skrupellos ausnutzte.
Die besondere Rolle der Verurteilten T. wird auch dar­
aus ersichtlich, daß die beiden übrigen Täter auf ihre 
Veranlassung bestimmte Standorte einnahmen, um sie 
so den Blicken des Verkaufspersonals zu entziehen; nur 
in Eihzelfällen machten sie ihr Zureichungen. Insoweit 
leisteten sie durch ihr Verhalten Beihilfe gemäß § 22 
Abs. 2 Ziff. 3 StGB zu den von der Verurteilten T. 
ausgeführten Handlungen, wobei ihr Tatbeitrag durch 
einen geringen körperlichen und geistigen Aufwand ge­
kennzeichnet war.
Nur in verhältnismäßig wenigen Fällen leistete die An­
geklagte ihren Tatbeitrag als Mittäter. Sie hat dabei 
relativ wenige Gegenstände entwendet. Diese machen 
nur einen geringen Bruchteil des Wertes der insgesamt 
gestohlenen Gegenstände aus. Sie hat daher einen Tat­
beitrag mit geringfügigeren Auswirkungen geleistet. 
Auch dem Gebrauchswert nach unterscheiden sich die 
von ihr angeeigneten Waren von denen, die die Verur­
teilte T. entwendet hat. Die Angeklagte hat selbst über­
wiegend nur für ihre Kinder bestimmte Textilien und 
Nahrungsmittel gestohlen.
Damit werden auch unterschiedliche Motive für die Ent­
scheidung zur Tat deutlich. Die Verurteilte T. hatte ein 
eigenes Arbeitseinkommen, eine zusätzliche Rente und 
keine Kinder. Der Angeklagten mit ihrer damals acht­
köpfigen Familie standen nur ca. 400 M von dem Ein­
kommen ihres Ehemannes und der staatliche Kinder­
zuschlag zur Verfügung.
Das Kreisgericht hat diese für die Beurteilung der 
Straftat der Angeklagten wesentlichen Umstände fest­
gestellt, jedoch fehlerhaft nicht die Schlußfolgerung ge­
zogen, daß ihr Tatbeitrag gemäß § 162 Abs. 2 StGB von 
untergeordneter Bedeutung war.
Die Angeklagte hätte somit für die gemeinsam mit den 
Verurteilten T. und G. ausgeführten Handlungen wegen 
Vergehens des Diebstahls zum Nachteil sozialistischen 
Eigentums gemäß § 161 StGB bestraft werden müssen. 
Bei der Bewertung der objektiven Umstände, die die 
Schädlichkeit der Handlungen der Angeklagten bestim­
men, ist davon auszugehen, daß ihr Tatbeitrag — auch

unter Beachtung des Vorliegens einer Mehrzahl von 
Handlungen — nicht derart schwerwiegend war, daß der 
Ausspruch einer Freiheitsstrafe für sie als Ersttäterin 
erforderlich wäre. Unter Berücksichtigung auch der die 
subjektive Seite der Tat, insbesondere die Motivation, 
kennzeichnenden Umstände und der positiven Gesamt­
persönlichkeit der Angeklagten, die ihre Kinder bisher 
gut betreut und erzogen hat, ist zu erkennen, daß ihre 
Tat nicht Ausdruck einer verfestigten negativen Ein­
stellung zum sozialistischen Eigentum war. Die Gesamt­
heit der Strafzumessungskriterien ergibt, daß die Straf­
tat aus ungefestigtem Verantwortungsbewußtsein sowie 
Undiszipliniertheit begangen worden ist (§ 30 StGB) und 
die Angeklagte fähig und bereit ist, künftig ihrer Ver­
antwortung gegenüber der Gesellschaft voll nachzukom­
men. Eine Verurteilung auf Bewährung mit einer Dauer 
der Bewährungszeit von zwei Jahren und der Andro­
hung einer Freiheitsstrafe von einem Jahr bei schuld­
hafter Nichterfüllung der Bewährungspflichten ist daher 
im vorliegenden Fall die erforderliche Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit.
Aus den dargelegten Gründen war das Urteil des Kreis­
gerichts im Schuld- und Strkfausspruch gemäß § 321 
Abs. 1 StPO aufzuheben und die Angeklagte gemäß § 322 
Abs. 1 Ziff. 4 StPO in Selbstentscheidung zu verurtei­
len.

Zivilrecht
§ 4 GVG; Art 28, 29 § 3, 30 § 1 des Abkommens über 
den Internationalen Eisenbahn-Güterverkehr (SMGS) 
vom 1. November 1951 i. d.F. vom 1. Juli 1966.
1. Für Klagen auf Schadenersatz aus Frachtverträgen, 
die auf der Grundlage des Abkommens über den Inter­
nationalen Eisenbahn-Güterverkehr (SMGS) abzuschlie­
ßen sind, ist der Gerichtsweg gegeben.
2. Bei der Geltendmachung von Schadenersatzansprü­
chen aus Frachtverträgen nach dem SMGS sind die in 
Art. 28 SMGS an Reklamationen gestellten Anforderun­
gen zu beachten. Bloße Ersuchen um Nachforschung nach 
dem Verbleib des Frachtguts sind keine Reklamationen 
im Sinne dieser Regelungen und hemmen daher den 
Verlauf der Verjährungsfrist nicht.
OG, Urteil vom 25. Mai 1976 - 2 OZK 2/76.

Der Kläger hat am 18. August 1973 einen mit Blechen 
beladenen Waggon beim Güterbahnhof B. der Ver­
klagten zur Beförderung an den polnischen Betrieb S. 
übergeben. Am 29. November 1973 teilte der polnische 
Vertragspartner dem Kläger mit, daß die Sendung bei 
ihm nicht eingegangen sei. Daraufhin hat sich der Klä­
ger mit Schreiben vom 30. November 1973 an die Ver­
klagte mit dem Ersuchen gewandt, nach dem Verbleib 
des Waggons zu forschen. Infolge wiederholter Mah­
nungen des polnischen Partners und der Rückforderung 
des bereits gezahlten Kaufpreises erinnerte der Kläger 
mit Schreiben vom 20. März 1974 an die erbetene Er­
mittlung des Waggons. Am 8. April 1974 teilte der Gü­
terbahnhof B. dem Kläger mit, daß Nachforschungen 
nach dem Waggon eingeleitet worden seien. Nachdem 
festgestellt worden war, daß dieser die polnische Staats­
grenze nicht überschritten hat, stellte der Kläger am 
25. September 1974 bei der Verklagten einen schrift­
lichen Antrag auf Zahlung einer Entschädigung für 
das verlorengegangene Frachtgut. Diesen Anspruch hat 
die Verklagte unter Hinweis auf Verjährung abge­
lehnt.
Daraufhin hat der Kläger im Dezember 1974 Klage 
erhoben und vorgetragen: Das Schreiben vom 30. No­
vember 1973 an die Verklagte stelle eine schriftliche 
Reklamation dar, so daß nach Art. 30 § 3 des Abkom­
mens über den Internationalen Eisenbahn-Güterver­
kehr (SMGS) der Lauf der Verjährung gehemmt sei. 
Daher sei der am 25. September 1974 geltend gemachte 
Entschädigungsanspruch nicht verjährt.
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